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des Auschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung vorgelegten 

1. Übereinkommen 123 über das Mindestalter für die Zulassung 
zu Untertagearbeiten in Bergwerken 

2. Übereinkommen 124 über die ärztliche Untersuchung 
Jugendlicher im Hinblick auf ihre Eignung zur Beschäfti- 
gung bei Untertagearbeiten in Bergwerken 

3. Empfehlung 123 betreffend die Beschäftigung von Frauen 
mit Familienpflichten 

4. Empfehlung 124 betreffend das Mindestalter für die Zulas- 
sung zu Unter tagearbeiten in Bergwerken 

5. Empfehlung 125 betreffend die Bescbäftigungsbedingungen 
Jugendlicher bei Untertagearbeiten in Bergwerken 

— Drucksache V/1253 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hussong 


I. Allgemeines 

Die Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
konferenz sind nach Artikel 19 der Verfassung die- 
ser Organisation verpflichtet, die von einer Inter- 
nationalen Arbeitskonferenz angenommenen Über- 
einkommen und Empfehlungen den zuständigen 
innerstaatlichen Stellen zum Zwecke ihrer Verwirk- 
lichung durch die Gesetzgebung oder durch andere 
innerstaatliche Maßnahmen innerhalb einer Frist 
von 18 Monaten nach Abschluß der jeweiligen Kon- 
ferenz vorzulegen. Für die in der 49. Tagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz im Juni 1965 an- 
genommenen Übereinkommen und Empfehlungen ist 
die Bundesregierung dieser Verpflichtung durch ein 
Schreiben des Bundeskanzlers vom 22. Dezember 
1966 an den Bundestagspräsidenten und an den 


Präsidenten des Bundesrates nachgekommen. Der 
Präsident des Bundesrates hat dem Herrn Bundes- 
kanzler mit Schreiben vom 12. Februar 1967 be- 
stätigt, daß der Bundesrat von den Übereinkommen 
und Empfehlungen unterrichtet worden ist. 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Schreiben die 
folgenden Übereinkommen und Empfehlungen dem 
Deutschen Bundestag übersandt: 

1. das Übereinkommen 123 über das Mindestalter 
für die Zulassung zu Untertagearbeiten in Berg- 
werken 

2. das Übereinkommen 124 über die ärztliche Unter- 
suchung Jugendlicher im Hinblick auf ihre Eig- 
nung zur Beschäftigung bei Untertagearbeiten in 
Bergwerken 
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3. die Empfehlung 123 betreffend die Beschäftigung 
von Frauen mit Familienpflichten 

4. die Empfehlung 124 betreffend das Mindestalter 
für die Zulassung zu Untertagearbeiten in Berg- 
werken 

5. die Empfehlung 125 betreffend die Beschäfti- 
gungsbedingungen Jugendlicher bei Untertage- 
arbeiten in Bergwerken. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat die 
Vorlage am 18. Januar 1967 gemäß § 76 Abs. 2 GO 
dem Ausschuß für Arbeit federführend und dem 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen zur Mit- 
beratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen hat 
in seiner Sitzung vom 2. Februar 1967 Kenntnis von 
den Übereinkommen und Empfehlungen genommen. 
Er hat angeregt, der Ausschuß für Arbeit möge bei 
seiner Beschlußfassung die Bundesregierung er- 
suchen, im Sinne der unter B. wiedergegebenen 
Anträge tätig zu werden. Der Ausschuß für Arbeit 
hat die Übereinkommen und Empfehlungen in sei- 
ner 35. Sitzung am 13. April 1967 beraten. 

II. Im einzelnen 

Die große Mehrheit des Ausschusses äußerte ihr 
Bedauern darüber, daß die Bundesregierung die 
Übereinkommen noch nicht ratifizieren könne, weil 
in einigen Teilen der Bundesrepublik das geltende 
Recht die Beschäftigung von noch nicht 16 Jahre 
alten Arbeitnehmern im Untertagebergbau noch zu- 
läßt und weil auch die ärztliche Untersuchungs- 
pflicht bis zum 21. Lebensjahr für die im Untertage- 
bergbau Beschäftigten noch nicht bundeseinheitlich 


gilt. Der Ausschuß war der Auffassung, daß es nidit 
genüge, dem Bundestag lediglich zu empfehlen, von 
der Vorlage Kenntnis zu nehmen, weil dieser Zu- 
stand einer alten Industrienation weder würdig 
noch mit den sozialpolitischen Zielsetzungen zu ver- 
einbaren sei. 

Nachdem die Beauftragten der Bundesregierung 
dargelegt hatten, daß die Länder bei der Sitzung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialpolitik des 
Bundesrates zu dieser Vorlage ihre Bereitschaft zu 
erkennen gegeben hätten, ihre Rechtsvorschriften 
— soweit noch nicht geschehen — an die Ziel- 
setzungen der Übereinkommen anzugleichen, be- 
schloß der Ausschuß, dem Plenum zu empfehlen, 
die Bundesregierung möge baldigst im Sinne des 
Antrages zu 2. tätig werden. 

Uber die Empfehlung 123 kam es im Ausschuß 
zu einer Diskussion, ob die Bundesregierung gebe- 
ten werden solle, in regelmäßigen Abständen über 
die Fortschritte auf dem darin umschriebenen Ge- 
biet zu berichten. Die Mehrheit des Ausschusses 
hielt es jedoch wegen der großen Zahl der von der 
Bundesregierung regelmäßig vorzulegenden Be- 
richte nicht für richtig, sie um die Vorlage eines 
weiteren Berichtes zu bitten, zumal das in der 
Empfehlung 123 angesprodiene Problem sich teil- 
weise mit einigen der regelmäßig vorzulegenden 
oder schon vorgelegten Berichte decke. Die Emp- 
fehlungen 124 und 125 beziehen sich auf die Über- 
einkommen 123 und 124. Der Ausschuß schloß sich 
zu den drei Empfehlungen der Stellungnahme des 
mitberatenden Ausschusses für Familien- und 
Jugendfragen an (vgl. Nr. 3 des Ausschußantrages). 

Der Ausschuß faßte seine Beschlüsse einstimmig. 


Bonn, den 19. April 1967 


Hussong 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen 

1. von der Vorlage — Drucksache V/1253 — Kennt- 
nis zu nehmen, 

2, die Bundesregierung zu ersuchen, baldigst Ver- 
handlungen mit den Ländern mit dem Ziel zu 
führen, daß das Mindestalter für die Zulassung 
von Untertagearbeiten im Bergbau einheitlich 
auf 16 Jahre heraufgesetzt und die Verpflich- 
tung zur ärztlichen Untersuchung sowie zur 
ärztlichen Nachuntersuchung für diesen Per- 


sonenkreis bis zum 21. Lebensjahr geregelt und 
daß angestrebt wird, den übrigen Zielsetzungen 
der Übereinkommen zu entsprechen, 

3. die Bundesregierung zu ersuchen, sich nachhaltig 
darum zu bemühen, daß die Empfehlungen der 
Internationalen Arbeitskonferenz im Rahmen der 
wirtschaftlichen Gegebenheiten der Verwirk- 
lichung zugeführt werden, und daß darüber 
hinaus den Ländern nahegelegt wird, mehr als 
bisher Dienste und Einrichtungen zur Betreuung 
der Kinder gemäß der Empfehlung 123 zu fördern. 


Bonn, den 19. April 1967 


Der Ausschuß für Arbeit 


Folger 

Stellv. Vorsitzender 


Hussong 

Berichterstatter 
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